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Antrag 

des Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin) und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Kongreß der Vereinten Nationen zu Umweit und Entwickiung 1992 


Im Juni 1992 findet in Rio de Janeiro zum zweiten Mal nach 
20 Jahren eine Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung statt. Staats- und Regierungschefs von etwa 160 
Nationen planen die Verabschiedung einer Erd-Charta, einer Er- 
klärung zu den Rechten und Pflichten der Staaten in den Berei- 
chen Umwelt und Entwicklung, sowie eine Agenda 21, in der ein 
umweltpolitisches Aktionsprogramm für das kommende Jahr fest- 
gelegt werden soll. Darüber hinaus wird die Verabschiedung 
einer Weltklimakonvention und einer Konvention zum Schutz der 
biologischen Vielfalt erwartet. 

Drittens soll als erster Schritt für eine völkerrechtlich verbindliche 
Waldkonferenz ein globaler Konsens über den Erhalt der Wälder 
erzielt werden. 

Die Konferenz in Rio bietet die Chance, eine umweltverträgliche 
und soziale Entwicklung der Erde einzuleiten. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Nahtstelle zwischen Ost 
und West und als Wirtschaftsmacht des Nordens besonders her- 
ausgefordert, die alten Nord-Süd, Ost-West-Denkmuster aufzu- 
brechen und durch ein globales Denken abzulösen. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, diesen 
Anforderungen gerecht zu werden und sich für die Umsetzung 
der folgenden Forderungen einzusetzen; 

1. Wirtschaft 

Sämtliche Prinzipien und Maßnahmen, die auf der UNCED (Uni- 
ted Nations Conference on Environment of Ecology and Develop- 
ment) getroffen werden, können nur dann sinnvoll umgesetzt 
werden, wenn Handels- und Finanzfragen in den zuständigen 
Gremien (GATT, Pariser Club) adäquat geklärt werden. 

Das bestehende Weltwirtschaftssystem läßt weder der Umwelt 
noch den Ländern der Dritten Welt eine Chance. Ungerechte 
Weltwirtschaftsstrukturen, Verschuldungskrise und Struktur- 
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anpassungsprogramme in der bestehenden Form schränken die 
Handlungsspielräume der Entwicklungsländer für eine umwelt- 
verträgliche und selbständige Entwicklung erheblich ein. Der 
Zwang, den Schuldendienst zu bedienen, führt zu einem unkon- 
trollierten Raubbau an der Natur und zerstört so die notwendigen 
Grundlagen für eine langfristige Entwicklung, 

Zu Recht fordern die Entwicklungsländer Raum für ihre eigene 
Entwicklung und Reformen in den Industrieländern. 

Die Bundesregierung möge daher im Hinblick auf die Konferenz 
folgende Positionen vertreten: 

a) Verschuldung 

— unkonditionierter Erlaß aller Schulden aus der bilateralen 
Entwicklungshilfe (FZ = Finanzielle Zusammenarbeit). Um 
eine Neuverschuldung zu vermeiden, sollte die zukünftige 
Vergabe zu einem großen Teil, bei LDC (Least Development 
Countries) ausschließlich, in Form von nicht zurückzahl- 
baren Zuschüssen gewährleistet werden; 

— vollständige Streichung der Schulden aus Hermes-Krediten 
für die ärmsten hochverschuldeten Länder; für alle anderen 
Länder mindestens ein 50 %iger Erlaß analog zur Entschei- 
dung des Pariser Clubs für Polen und Ägypten; 

— Änderung der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen der 
deutschen Geschäftsbanken bezüglich der ausländischen 
Problemkredite, Die steuerliche Abzugsfähigkeit soll nur 
gewährt werden, wenn innerhalb von zwei Jahren die For- 
derung gegenüber dem Schuldnerland tatsächlich gestri- 
chen wird; 

— Unterstützung des Vorschlags der EG-Kommission zur Strei- 
chung aller Schulden der AKP-Staaten gegenüber der EG; 

— Initiierung einer Schuldenkonferenz, in der Gläubiger und 
Schuldner ein Programm zur globalen Entschuldung ent- 
wickeln. 

b) Strukturanpassung 

— negative Auswirkungen der Strukturanpassungspro- 
gramme, wie zum Beispiel die Kürzung der Staatsausgaben 
für die Bereiche Gesundheit, Schulwesen und Ernährung, 
sind durch geeignete soziale Maßnahmen auszugleichen, 
Strukturanpassungen sollten gezielte Maßnahmen (Beschäf- 
tigungskonzepte, Unterstützung des informellen Sektors) für 
die Armutsgruppen enthalten; 

— die Ausgestaltung der Programme muß sich nach den 
Bedürfnissen und Ressourcen der betroffenen Länder rich- 
ten, entsprechend sind sie von ihnen selbst zu entwerfen 
und zu formulieren; 

— die Strukturanpassungsprogramme sollen über einen länge- 
ren Zeitraum durchgeführt werden, wobei langfristige Ent- 
wicklungsziele nicht kurzfristiger Stabilität geopfert werden 
sollen; 
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— das AAF-SAP (African Alternative Framework to Structural 
Adjustment Programmes for Socio-Economic Recovery and 
Transformation) verlangt eine wesentliche Neuorientierung 
der orthodoxen Strategie der Strukturanpassungspro- 
gramme und sollte daher von IWF und Weltbank als maß- 
gebend angesehen werden. 

c) Schaffung neuer weltwirtschaftlicher Rahmenbedingungen 

Das herrschende Weltwirtschaftssystem ist in seiner Ausgestal- 
tung weder sozial gerecht noch ökologisch orientiert. Gleich- 
zeitig wird durch ungerechte Machtkonstellationen die Unter- 
drückung der Mehrheit der Weltbevölkerung manifestiert. Die- 
ser neue Kolonialismus muß durch einen weltweit funktionie- 
renden Wettbewerb und eine solidarische Marktwirtschaft, die 
von Maßnahmen des sozialen und ökologischen Ausgleichs be- 
gleitet wird, gebrochen werden. 

Das Marktergebnis kann nur dann gerecht sein, wenn Start- 
chancengerechtigkeit, d. h. weitestmögliche Chancengleich- 
heit, vorliegt. Zur Zeit dominieren die Industrieländer in der 
Regel auf der Angebots- und Nachfrageseite. Für die Entwick- 
lungsländer bedeutet dies einen „Teufelskreis": 

Da die Dritte Welt keine Marktmacht besitzt, bleibt sie immer 
die relativ Schwache, beim Wettrennen auf dem Weltmarkt 
kann sie keine großen Gewinne erzielen und bleibt ohne 
Marktmacht. 

— Es ist daher ein wettbewerbspolitischer Rahmen herzustel- 
len, der einen Machtmißbrauch der marktmächtigen Länder 
und/oder transnationalen Unternehmen verhindert. 

— Ökologische und soziale Mindeststandards (Arbeitszeit, 
Mindestlohn, Arbeitsschutzmaßnahmen) haben weltweit zu 
gelten. Die Verlagerung besonders umweltverschmutzender 
Industrien in die Länder der Dritten Welt ist zu verbieten. 

— Abfallexporte von Industriestaaten in Nicht-OECD-Staaten 
sind generell zu stoppen. Gleiches gilt für Atomtechnologie, 
Rüstungsgüter oder für bei uns verbotene Pestizide und 
Medikamente. 

— Die Überwachung des Marktes sollte einer demokratisch 
legitimierten und transparent arbeitenden Organisation 
übertragen werden, die neben der Mißbrauchsaufsicht auch 
gestaltend in die Marktstrukturen eingreif en kann (je nach 
Einzelfall Kooperations- und Kartellverbote, Entflechtungen 
etc.). Außerdem muß sie gegen bilaterale Abkommen Vorge- 
hen können, wenn diese einer gerechten ökologischen Welt- 
wirtschaftsordnung widersprechen. 

— Die Industrieländer haben gegenüber den „low income- 
countries" nicht nur statische komperative Vorteile, sondern 
sie können sich auch immer wieder neue Vorteile schaffen. 
Dies gilt insbesondere für die Fähigkeit, Kapital zu bilden; 
seien es nun Arbeitskräfte, Sach- oder Geldkapital oder 
Kapital in Form von technischem Wissen. 
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Deshalb sind die industrialisierten Länder des Nordens zu 
verpflichten, solche Maßnahmen zugunsten der armen Län- 
der zuzulassen oder zu ergreifen, die Benachteiligungen 
ausgleichen und wirtschafthche und soziale Gerechtigkeit 
schaffen. 

Dazu gehören u. a. der Abbau des Protektionismus sowie die 
Senkung der Zölle auf weiterverarbeitete Produkte der Ent- 
wicklungsländer. 

— Der Zugang zu technischem Wissen muß weltweit erleichtert 
werden. Gleichzeitig sollen alle Bemühungen der Entwick- 
lungsländer unterstützt werden, die Ausbildung und fach- 
hche Qualifizierung eigenständig zu gestalten und zu ver- 
antworten. 

Transnationale technologische Unternehmen sollten ihr Wis- 
sen in einem weltweit einzurichtenden „Think & Techno- 
logy-PooL' einbringen. Gefördert werden soll unter anderem 
eine „FCKW-freie Technologie" und Kenntnisse zur Nut- 
zung regenerativer Energien. Für die ärmsten Länder soll 
der Zugang zu diesem „Pool" unentgeltlich sein. 

— Zur Zeit können internationale Umweltschutzauflagen 
durch die vorherrschende Freihandelsideologie im GATT 
unterlaufen werden. Innerhalb des Weltwirtschaftssystems 
und insbesondere im GATT muß daher das Verhältnis zwi- 
schen Ökologie und Ökonomie neu bewertet werden. 

Im GATT ist ein Import- oder Exportverbot von Waren, die 
nicht den Mindeststandards entsprechen, vorzusehen. 
Güter, die den nationalen Produktbestimmungen qualitativ 
nicht genügen, dürfen selbstverständlich auch nicht ins Aus- 
land exportiert werden. 

— Das GATT muß derart modifiziert werden, daß nationale 
Bestimmungen und internationale Vereinbarungen zum 
Schutz der natürlichen Ressourcen, einschließlich der „Glo- 
bal commen goods", zulässig sind, wenn sie wissenschaftlich 
begründet sind. 

— Bei der Ökologisierung des Welthandels ist mit erheblichen 
Anpassungsschwierigkeiten zu rechnen. Zumindest den 
Entwicklungsländern ist für eine angemessene Übergangs- 
zeit ein Recht auf protektionistische Maßnahmen zum 
Schutze ihrer Wirtschaft und Umwelt zu gewähren. 

2. Umstrukturierung der Industriegesellschaft 

Auch wenn ökologische Faktoren stärker als bisher berücksichtigt 
werden, kann die Weltproduktion nicht weiter ansteigen wie 
bisher. Eine klare Absage an das Wachstum als erstem Wirt- 
schaftsprinzip ist erforderlich. Notwendig sind Mäßigung und 
bewußte Selbstbeschränkung. Das erfordert die Umstrukturie- 
rung der Industriegesellschaft. 

Die Erdatmosphäre ist durch menschliche Aktivitäten derart 
gefährdet, daß das Leben auf der Erde bedroht ist, vor allem 
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— durch klimawirksame Schadstoffe, die Temperaturerhöhungen 
von katastrophalen Ausmaßen zu verursachen drohen; 

— durch unerwartet schnell ablaufende Prozesse, die die strato- 
sphärische Ozonschicht abbauen und das Leben auf der Erde 
zunehmend harter, schädlicher UV-Strahlung aussetzen; 

— durch die tägliche Gefahr der Freisetzung von Radioaktivität 
beim Betrieb von Kernkraftwerken und durch das Vorhanden- 
sein von atomaren Waffensystemen. 

Auf die Industrieländer (inklusive Osteuropa und ehemaliger 
UdSSR) kommen allein über drei Viertel der C02-Emissionen. 
Auch FCKWs werden zu über 80 Prozent in Industrieländern ver- 
braucht. Der Treibhauseffekt wird weltweit Klimaveränderungen 
mit schwerwiegenden Konsequenzen für die Landwirtschaft, 
Küstenregionen und die Artenvielfalt zur Folge haben. Besonders 
betroffen werden die Länder der Dritten Welt sein. Bei einem Be- 
völkerungsanteil von nur 20 Prozent werden in den industrialisier- 
ten Ländern des Nordens über 80 Prozent der weltweit eingesetz- 
ten Rohstoffe verbraucht. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, sich auf der Konfe- 
renz für eine gerechte, menschenwürdige und umweltschützende 
Wirtschaftspolitik in den Industrieländern einzusetzen. Auf natio- 
naler Ebene sollte die Bundesregierung konsequent folgende 
Punkte verwirklichen und auf eine internationale Angleichung 
drängen; 

— konsequente Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und ver- 
stärkte Nutzung und Förderung regenerativer Energien; 

— sofortiges Verbot von Produktion, Verwendung, Import und 
Export der Fluorkohlenwasserstoffe sowie sämtlicher Substan- 
zen, bei denen der Verdacht besteht, daß sie die stratosphäri- 
sche Ozonschicht schädigen, darunter 

- alle vollhalogenierten FCKWs, 

- alle Halone, 

- alle teilhalogenierten FCKWs, 

- alle klimaschädlichen FCKWs, 

- die Chlorkohlenwasserstoffe 1,1,1-Trichlorethan und Tetra- 
chlormethan; 

— konsequente Umsetzung des am 7. November 1990 verabschie- 
deten Kabinettsbeschlusses, wonach die C02-Emission bis zum 
Jahr 2005 um 25 bis 30 Prozent reduziert werden muß. Die vor- 
geschlagene C02-Steuer darf jedoch nicht dazu führen, daß der 
Export der Unternehmen indirekt gefördert wird. Die CO 2 - 
Steuer muß sich auf die Reduzierung im eigenen Land bezie- 
hen,, weltweite Reduzierungen von Tochterunternehmen dür- 
fen nicht angerechnet werden. Der Technologietransfer in die 
ärmsten Staaten ist unentgeltlich zu leisten; 

— für den baldmöglichsten Ausstieg aus der Atomenergie sind 
unverzüglich die technologischen und gesetzgeberischen Vor- 
aussetzungen zu schaffen; 
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— Vorlage eines Energiekonzeptes mit den Schwerpunkten Ener- 
gieeinsparung, Dezentralisierung der Energiewirtschaft, radi- 
kale Verringerung der Übertragungswege, Erhöhung des Wir- 
kungsgrades und deutliche Erhöhung des Anteils regenera- 
tiver Energien. Durch grundlegende Innovationen technolo- 
gischer, rechtlicher und organisatorischer Art müssen die Vor- 
aussetzungen geschaffen werden, um mittelfristig die Energie- 
gewinnung aus fossilen Brennstoffen und Kernenergie zu er- 
setzen; 

— in einem abgestuften Verfahren gemeinsam mit den Bundes- 
ländern, den Kommunen sowie den Umwelt- und Naturschutz- 
verbänden ist ein integriertes Verkehrskonzept vorzulegen, bei 
dem die Verkehrsvermeidung und die Verkehrsverlagerung 
auf die Schiene sowie die Abstimmung der Verkehrsträger 
untereinander Priorität hat; 

— die vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, Dr. Klaus Töpfer, auf einer Tagung der Dräger- 
Stiftung zu „Umwelt und Entwicklung" geforderte „debt for 
debt" -Strategie ist national umzusetzen und international zu 
unterstützen. Die Entwicklungsländer erwarten von den indu- 
strialisierten Ländern immer dringender den Ausgleich der 
ökologischen Schäden sowie der Schäden, die durch Verwer- 
fungen ihrer Sozialstrukturen entstanden sind. Erforderlich ist 
nicht nur ein Schuldenerlaß zugunsten der Naturerhaltung, 
sondern die faire Aufrechnung der ökologischen Schulden, die 
die Industrieländer hinterlassen haben, gegen die monetären 
Schulden der Entwicklungsländer bei den Industriestaaten. 

3. Umwelt 

Die Erhaltung der natürlichen Umwelt und die Schonung der 
Ressourcen muß auf allen Ebenen des politischen und wirtschaft- 
lichen Handelns erklärtes Ziel sein, im Süden ebenso wie im 
Osten. Der Osten hat wie der Süden ein riesiges Potential an 
Ressourcen, die bei einer wirtschaftlichen Entwicklung nicht 
geopfert werden dürfen. 

Die Bundesregierung möge dafür Sorge tragen, daß 

— die südlichen Entwicklungsländer für die Bereitstellung ihrer 
Bioreservate und Genpotentiale Zahlungen erhalten, die die 
Verluste durch die kommerzielle Nutzung (zum Beispiel Abhol- 
zen des Tropenwaldes) ausgleichen; 

~ der einseitige Schutz des Tropenwaldes nicht die Abholzung 
der Wälder im Osten vorantreibt; 

— in der internationalen Zusammenarbeit Waldschutzprojekte 
gefördert werden und der betroffenen indigenen Bevölkerung 
Raum für die traditionelle Kultivierung gegeben wird; 

— langfristig Wirtschaftsmöglichkeiten in den Ländern der Drit- 
ten Welt und des Ostens möglich werden, die umweltverträg- 
lich sind und traditionelle Formen berücksichtigen und weiter- 
entwickeln; 
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— die Umwelt als monetäres Gut in die Kosten-Nutzen-Analysen 
eingeht und dementsprechend nach dem Verursacherprinzip 
internalisiert wird. 

4. Demokratisierung 

Kultur und Tradition der Länder des Südens sind ein Ausdruck 
eines ursprünglich harmonischen Verhältnisses zu Umwelt und 
Natur. Das Wertebewußtsein für ein Leben im Einklang mit der 
Natur und für den umsichtigen, verantwortungsvollen Umgang 
mit der Umwelt ist lebendiger als in den Ländern des Nordens. 
Die Respektierung und Berücksichtigung der Erfahrungen und 
Werte der einzelnen Volker ist Voraussetzung für die erfolgreiche 
Gestaltung der Erdcharta und der Agenda 21. 

Nationale und internationale Verbände, nichtstaatliche Organisa- 
tionen, Bürgerbewegungen und Bürgerinitiativen leisten einen 
wesentlichen Beitrag zur Bewußtseinsbildung, Sie stellen die 
herrschende Marktordnung in Frage und zwingen zum Umden- 
ken. Für eine wirkliche Umgestaltung, für neue soziale und ökolo- 
gische Strukturen ist ihre aktive Einbeziehung unerläßlich. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert: 

— Kompetente, gewaltfreie und demokratische Bürgerbewegun- 
gen, Bürgerinitiativen, Verbände und soziale Bewegungen sind 
bei nationalen und internationalen Entscheidungen einzube- 
ziehen. Kompetente Nichtregierungsorganisationen sind in 
Beiräten nationaler und internationaler Organisationen mit 
Stimmrecht zu beteiligen. 

— Nichtstaatliche Organisationen können einen erheblichen Bei- 
trag zur Demokratisierung eines Landes leisten. In der Ent- 
wicklungszusammenarbeit ist unabhängig von sonstiger Kon- 
ditionierung eine Zusammenarbeit mit solchen Gruppen auf- 
rechtzuerhalten und zu fördern. 

— Multilaterale Organisationen, wie der IWF und die Weltbank, 
sind zu demokratisieren. Hier ist wie in den Vereinten Natio- 
nen das Prinzip „Ein Land, eine Stimme"' anzustreben. 

Bonn, den 19. März 1992 

Konrad Weiß (Berlin) 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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